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Bonn, den 1. Oktober 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verkehrspolitik 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2567 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


I. 


Grundlage der Verkehrspolitik der Bundesregierung sind die 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 und der Verkehrs- 
bericht 1970. Der Deutsche Bundestag hat sich in einstimmig 
angenommenen Entschließungen zu dem Verkehrsbericht und 
den dort angekündigten verkehrspolitischen Maßnahmen ge- 
äußert. Die Bundesregierung wird wie verlangt rechtzeitig zum 
30. Juni 1972 über die auf Grund der Entschließungen getrof- 
fenen Maßnahmen berichten. 


II. 


1. Die Bundesregierung veranschlagt den Mittelbedarf für das 
Bundesfernstraßenausbauprogramm 1971 bis 1985 auf der Preis- 
basis 1970 mit ca. 150 Mrd. DM. Wie hoch veranschlagt die 
Bundesregierung im gleichen Planungszeitraum den Mittelbe- 
darf für den Ausbau 

a) Landes- und Gemeindestraßen, 

b) des öffentlichen Nahverkehrs, 

c) des Schienennetzes der deutschen Bundesbahn, 

d) der Wasserstraßen, 

e) der Flughäfen, 

f) der Flugsicherung? 
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2. Welches jahresdurchschnittliche reale Wachstum der öffent- 
lichen Investitionen wäre jeweils in den genannten Verkehrs- 
bereichen erforderlich, um die Bedarfsplanungen zu erfüllen? 

3. Welches jahresdurchschnittliche reale Wachstum der öffent- 
lichen Investitionen jeweils in den genannten Verkehrsbe- 
reichen hält die Bundesregierung für finanzierbar? 

6. Ist noch in dieser Legislaturperiode des Deutschen Bundestages 
mit der Fertigstellung des von der Bundesregierung seit län- 
gerem angekündigten Bundesverkehrswegeprogramms zu rech- 
nen? 


Die Bundesregierung kann nur für diejenigen Verkehrswege 
und -anlagen selbst den Bedarf ermitteln, für die der Bund die 
Baulast hat oder an denen er unmittelbar beteiligt ist. Das trifft 
für die Landes- und Gemeindestraßen und den öffentlichen Per- 
sonennahverkehr nicht, für die Flughäfen nur teilweise zu. Die 
Bundesregierung kann daher auch keine Angaben über das 
reale Wachstum der öffentlichen Verkehrsinvestitionen ins- 
gesamt sowie über ihre Finanzierbarkeit machen. Sie berück- 
sichtigt aber selbstverständlich in ihren verkehrspolitischen 
Überlegungen, wie z. B. zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse in den Gemeinden, den von den Spitzenverbänden der 
Städte, der Gemeinden und des Verkehrs ermittelten Bedarf. 

Für ihr Schienennetz hat die Deutsche Bundesbahn im August 
1970 ein Ausbauprogramm in Höhe von 31 Mrd. DM vorge- 
schlagen, das auf das Jahr 1985 bezogen ist. 

Der Ausbau der Wasserstraßen wird im Rahmen langfristiger 
Programme vorgenommen. Einzelheiten sind im Verkehrs- 
bericht 1970 dargestellt. 

Für die Flugsicherung hat die Bundesregierung im Dezember 

1970 ein Ausbauprogramm für die Jahre 1970 bis 1975 mit einem 
Investitionsvolumen von 680 Mio DM (Preisstand 1970) ver- 
abschiedet. Eine langfristige Vorausplanung für die Flugsiche- 
rung der 80er Jahre ist in Ausarbeitung. 

Der jeweilige Mittelbedarf wird im übrigen jährlich in der 
mittelfristigen Finanzplanung fortgeschrieben. Der Finanzplan 

1971 bis 1975 wird dem Deutschen Bundestag in wenigen Tagen 
zugeleitet. Der Bedarf über 1975 hinaus wird im Rahmen der 
Fortschreibung in die Finanzplanung eingestellt. 

Eine Koordinierung aller Verkehrsinfrastrukturinvestitionen ist 
notwendig, um Fehlinvestitionen zu vermeiden. Die bisher vor- 
genommene Abstimmung im Einzelfall wird abgelöst durch eine 
Gesamtplanung, die zu einem integrierten Bundesverkehrs- 
wegeprogramm hinführt. Die Bundesregierung wird im ersten 
Halbjahr 1973 über den Stand der Arbeiten Bericht erstatten. 


4. In welchem Ausmaß hat nach Auffassung der Bundesregierung 
die anhaltende inflationäre Entwicklung der Baukosten und 
-preise in den Jahren 1970 und 1971 die Finanzierung der Be- 
darfspläne erschwert? 


Der Bundesminister für Verkehr hat in der 100. und 115. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 10. Februar bzw. 28. April 1971 
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eingehend zu den Auswirkungen der steigenden Preise im 
Infrastrukturbereich Stellung genommen. Inzwischen ist eine 
gewisse Beruhigung eingetreten. Insgesamt ist das reale Bau- 
volumen durch den Preisanstieg negativ beeinflußt worden. 


5. Geht die Bundesregierung bei der von ihr geplanten Anhe- 
bung der Mineralölsteuer um 4 Pf/1 einerseits und der vorge- 
sehenen Verteilung des Mehraufkommens andererseits davon 
aus, 

a) für den Kaufkraftschwund der Jahre 1970 und 1971 in 
diesem Bereich öffentlicher Investitionen auch nur annä- 
hernd einen Ausgleich schaffen zu können, 

b) beim Ausbau der Verkehrswege dem Fernstraßenbau nicht 
mehr Priorität einzuräumen, 

c) den Bundesfernstraßenausbauplan 1971 bis 1985 insgesamt 
und insbesondere den 1. Fünf jahresplan 1971 bis 1975 
drastisch reduzieren zu müssen? 


Die Bundesregierung hat ihre Entscheidung, dem Deutschen 
Bundestag eine Anhebung der Mineralölsteuer um 4 Pf/1 vor- 
zuschlagen, in sorgfältiger Abwägung des Bedarfs zusätzlicher 
Mittel einerseits und der Auswirkungen einer Steuererhöhung 
andererseits getroffen. Das vorgeschlagene Aufteilungsverhält- 
nis von 3 Pf für die Gemeinden und 1 Pf für den Fernstraßenbau 
zeigt, welche Bedeutung die Bundesregierung der Verbesserung 
der Verkehrs Verhältnisse der Gemeinden beimißt. Der Bundes- 
fernstraßenbau wird jedoch nicht vernachlässigt werden. Der 
1. Fünf jahresplan (1971 bis 1975) ist finanziell weitgehend ab- 
gesichert. Eine drastische Reduzierung ist deshalb nicht erfor- 
derlich. Eine finanziell begründete Reduzierung des Bedarfs- 
plans wäre hingegen ein Widerspruch in sich, da ein Bedarfs- 
plan kein Finanzierungsplan ist. Die notwendige Flexibilität 
und Anpassung der Planung an sich wandelnde Bedingungen ist 
im übrigen im Gesetz über den Ausbau der Bundesfernstraßen 
1971 bis 1985 selbst vorgeschrieben. 


7. Wird die Bundesregierung bei ihrer zukünftigen Stadtver- 
kehrspolitik dem Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs Prio- 
rität einräumen? 


Die Bundesregierung wird dem öffentlichen Nahverkehr einen 
hohen Rang einräumen. 


8. Wie steht die Bundesregierung zu den in letzter Zeit in der 
Öffentlichkeit erhobenen Forderungen, den Individualverkehr 
zugunsten des öffentlichen Verkehrs in den Ballungsgebieten 
radikal zurückzudrängen? 


Die Bundesregierung ist grundsätzlich gegen radikale Maß- 
nahmen. Dies gilt auch für die Zurückdrängung des Individual- 
verkehrs in den Ballungsgebieten. Maßnahmen in diesem Be- 
reich dürfen nicht über das im Interesse aller Bürger notwen- 
dige Maß an Verkehrsregulierung hinausgehen. Sie stünden 
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sonst im Widerspruch zu unserer Gesellschafts- und Wirt- 
schaftsordnung. Die Bundesregierung gibt einer mit den Bundes- 
ländern abgestimmten Politik des weiteren Ausbaus attraktiver 
Nahschnellverkehrssysteme und der Verbesserung der Wirt- 
schaftskraft öffentlicher Nahverkehrsunternehmen den Vorzug 
vor einer radikalen Zurückdrängung des Individualverkehrs in 
den Ballungsgebieten. Eine so ausgerichtete Politik ist sicher- 
lich geeignet, die Bürger zu veranlassen, im stärkeren Umfang 
als bisher öffentliche Nahverkehrsmittel an Stelle des eigenen 
Pkw zu benutzen. 


9. Wieweit trägt der Individualverkehr gegenwärtig die Kosten 
des Ausbaus des öffentlichen Nahverkehrs in den Ballungsge- 
bieten? 


Genaue Angaben hierüber liegen nicht vor. Bekanntlich werden 
jedoch seit dem 1. Januar 1967 zunächst 40%, seit dem 
1. Januar 1971 45% des Mehraufkommens aus der Mineral- 
ölsteueranhebung (3 Pf/1) zweckgebunden für den öffent- 
lichen Personennahverkehr verwendet. Insgesamt wurden hier- 
für von 1967 bis 1970 Mineralölsteuermittel in Höhe von rd. 
1300 Mio DM sowie Kredite in Höhe von rd. 500 Mio DM be- 
reitgestellt. Die Gegenfinanzierung bringen Länder und Ge- 
meinden aus allgemeinen Haushaltsmitteln auf. Das Investi- 
tionsvolumen wird auch im öffentlichen Personennahverkehr 
weiter ansteigen. 


10. Inwieweit kann und soll nach Auffassung der Bundesregierung 
der Individualverkehr in Zukunft zur Aufbringung zusätz- 
licher Mittel zum Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs heran- 
gezogen werden? 


Dies wird insbesondere nach Maßgabe des vom Bundeskabinett 
beschlossenen Gesetzentwurfs über die weitere Finanzierung 
von Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden und des Bundesfernstraßenbaus erfolgen. 


11. Hat die Bundesregierung Vorstellungen darüber, wie sich in 
der Bundesrepublik Deutschland, etwa im Planungszeitraum bis 
1985, insbesondere unter Berücksichtigung in Frage 1 genann- 
ter Investitionsprogramme sowie der notwendigen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit und des Umwelt- 
schutzes im Bereich des Verkehrs der durchschnittliche Anteil 
der Ausgaben 

a) für Unterhaltung und Betrieb des PKW, 

b) des öffentlichen Personenverkehrs 

an den Gesamtausgaben des privaten Verbrauchs entwickeln 
wird? 


Insbesondere zur Verbesserung der Verkehrssicherheit und des 
Umweltschutzes sind gegenwärtig zahlreiche Maßnahmen in der 
öffentlichen Diskussion, die Kostenauswirkungen haben kön- 
nen. Die Bundesregierung wird auch künftig bei allen Entschei- 
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düngen, die getroffen werden, die Kostenentwicklung sowohl 
im PKW-Verkehr wie auch im öffentlichen Personenverkehr 
berücksichtigen. Eine Momentaufnahme dieser noch nicht voll 
übersehbaren Auswirkungen würde ein unzutreffendes Bild 
ergeben. 


12. Was sind nach Auffassung der Bundesregierung die Ursachen 
dafür, daß die im Verkehrspolitischen Programm für die Jahre 
1968 bis 1972 ausgesprochene Befürchtung, die im Jahre 1967 
veranschlagten Leistungen des Bundes an die Deutsche Bundes- 
bahn in Höhe von rd. 2,5 Mrd. DM würden ohne weitreichende 
Maßnahmen bis 1972 auf rd. 5 Mrd. DM ansteigen, trotz der in 
dem Programm getroffenen Maßnahmen bereits im Jahre 1971 
eingetreten ist? 

14. Liegen die Hauptursachen für das rapide ansteigende rech- 
nerische Defizit der Deutschen Bundesbahn nach Auffassung der 
Bundesregierung begründet 

a) in fehlerhaften Entscheidungen der Unternehmensführung, 

b) in fehlerhaften verkehrspolitischen Entscheidungen, 

c) in einer unklaren und unzulänglichen Abgeltung politischer 
und betriebsfremder Lasten, 

d) in allgemein wirtschafts- und konjunkturpolitischen Ent- 
scheidungen der Bundesregierung, 

oder ist die Bundesregierung nunmehr der Auffassung, daß 
steigende Defizite bei der Deutschen Bundesbahn bei jeder mög- 
lichen Konstellation unternehmerischer und politischer Ent- 
scheidungen unausweichlich sind? 

15. In welcher Höhe sind der von der Deutschen Bundesbahn ausge- 
wiesene Fehlbetrag des Jahres 1970 (1202 Mio DM) und der 
laut Nachtrag zum Wirtschaftsplan der Bundesbahn für 1971 
zu erwartende Fehlbetrag (2024 Mio DM) 

a) auf die von der Bundesregierung verfolgte Politik des Fest- 
haltens administrativer Preise zurückzuführen, 

b) vom Unternehmen Deutsche Bundesbahn selbst zu ver- 
antworten? 


Die Erhöhung des ausgewiesenen DB-Verlustes wie auch der 
Bundesleistungen an die DB insgesamt ist vor allem auf die in 
den Jahren 1970 und 1971 — stärker als 1967 im Verkehrs- 
politischen Programm angenommen — gestiegenen Personal- 
kosten zurückzuführen. Die Bediensteten der DB haben an der 
Entwicklung des allgemeinen Lohn- und Gehaltsniveaus teil- 
genommen. Personalkostensteigerungen von bis zu 16% pro 
Jahr waren 1967 weder voraussehbar, noch können sie von 
einem Dienstleistungsunternehmen wie der DB mit einem Per- 
sonalkostenanteil von über 70% der Gesamtkosten durch 
Rationalisierungsmaßnahmen und Mehrerträge auf gefangen 
werden. 

Entscheidend trägt zu dem DB-Betriebsdefizit der schienen- 
gebundene Personennahverkehr bei. Die DB vollbringt hier 
gemeinwirtschaftliche Aufgaben, die teuer und defizitärer ge- 
worden sind. Die Notwendigkeit der Förderung des öffentlichen 
Personennahverkehrs zur Lösung der Verkehrsprobleme ins- 
besondere in den Ballungsgebieten verbietet es, daß die DB 
diesen Verkehr aus eigenwirtschaftlichen Gründen einschränkt. 
Bekanntlich sind ihr für eine Ertragsverbesserung über den 
Preis ebenfalls enge Grenzen gesetzt. 
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13. Welche konkreten Maßnahmen sollen - unter Berücksichtigung 
der von der Bundesregierung in der Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 wie auch im Verkehrsbericht 1970 angekün- 
digten Abnahme der Schuldenlast der Deutschen Bundesbahn - 
die in der Fortschreibung der mittelfristigen Finanzplanung ab 
1973 fallenden Bundesleistungen an die Deutsche Bundesbahn 
ermöglichen? 

Die DB wird ihre Investitionen zur Rationalisierung und Lei- 
stungsverbesserung mit Hilfe des Bundes intensiv fortführen 
müssen. Sie wird aber in die Lage versetzt werden müssen, 
dort, wo es möglich ist, mehr als bisher kostengerechte Preise 
fordern zu dürfen. Ein erster Schritt in dieser Richtung ist 
bereits im Dezember 1970 mit der sogenannten Rahmengeneh- 
migung für das Jahr 1971 getan worden. 


16. Was sind nach Auffassung der Bundesregierung die Ursachen 
dafür, daß die Deutsche Bundesbahn in den Jahren 1969 und 
1970, also bei anhaltend hoher Konjunktur, nur 19 bzw. 20,5% 
ihrer Gesamterträge investierte, während der entsprechende 
Durchschnittswert für die Jahre 1960 bis 1970 bei 25 °/o und für 
die Jahre 1960 bis 1965 sogar bei 29,5 °/o lag? 

Das Bundesbahngesetz verpflichtet die DB, ihre Anlagen in 
betriebssicherem Zustand zu halten und nach dem jeweiligen 
Stand der Technik weiterzuentwickeln. Das Investitionsvolumen 
der einzelnen Geschäftsjahre kann daher nicht an den Umsatz- 
erlösen orientiert werden. 


17. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung in Angriff neh- 
men, damit das Unternehmen Deutsche Bundesbahn 

a) wie in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 ge- 
fordert, nach modernen kaufmännischen Gesichtspunkten 
handeln kann, 

b) im Sinne des neuesten Vorschlages der HG-Kommission 
für eine Gemeinschaftsregelung der finanziellen Bezie- 
hungen zwischen den Eisenbahnen und der Mitgliedsstaaten 
„finanziell eigenständig“ wird? 

Wie schon im Verkehrsbericht 1970 angekündigt, arbeitet das 
Bundesverkehrsministerium an einer Novelle zum Bundesbahn- 
gesetz. Die Bundesregierung wird über den Stand der Arbeiten 
zu gegebener Zeit berichten. 

Der neueste Vorschlag der EG-Kommission für eine Gemein- 
schaftsregelung der finanziellen Beziehungen zwischen den 
Eisenbahnen und den Mitgliedstaaten wird gegenwärtig ge- 
prüft. Eine Stellungnahme hierzu ist noch nicht möglich. 


18. Besteht für die von der Bundesregierung mehrfach angekün- 
digte Fortentwicklung der Ordnung des Güterverkehrsmarktes 
im Sinne einer stärkeren Berücksichtigung marktwirtschaft- 
licher Grundsätze bereits eine Gesamtkonzeption? 

19. In welchem Rahmen hält die Bundesregierung auf lange Sicht 
verkehrsordnende Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der 
Funktionsfähigkeit des Güterverkehrsmarktes für erforderlich? 
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20. Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Bundesregierung aus 
ihrer Ankündigung im Jahreswirtschaftsbericht 1971 (Ziffer 75) 
zu ziehen, wonach sie die Tarifpolitik im Güterverkehr stärker 
nach marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten ausrichten will 

a) hinsichtlich der künftigen Anwendung der Grundsätze der 
Bundesregierung für staatliche Preisregelungen im Hinblick 
auf die wirtschaftspolitischen Ziele (Bundesanzeiger vom 
3. Juli 1970), 

b) hinsichtlich der geltenden Tarifbildungs- und Genehmi- 
gungsvorschriften? 


Die verkehrspolitische Grundeinstellung der Bundesregierung 
ist darauf ausgerichtet, im Rahmen der ihr zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten auf eine gesamtwirtschaftlich sinn- 
volle Aufgabenteilung im Verkehr hinzuwirken. Dies gilt 
selbstverständlich auch für den Güterverkehr, der in einem ver- 
tretbaren Rahmen mehr und mehr von den Kräften des Marktes 
gesteuert werden soll. Dieses Ziel kann jedoch nicht durch einen 
plötzlichen und gewaltsamen Eingriff in die bestehenden Struk- 
turen der Verkehrsmärkte erreicht werden. Vielmehr ist ein 
schrittweises, sorgfältig bedachtes und ausgewogenes Vorgehen 
notwendig. Einen weiteren Schritt in diese Richtung unternimmt 
die Bundesregierung mit der Novelle zum Güterkraftverkehrs- 
gesetz, die dem Deutschen Bundestag in Kürze zugehen wird. 
Sie sieht die Einführung von Inhabergenehmigungeft im ge- 
werblichen Güterfernverkehr und die Einführung eines Ver- 
fahrens zur Erteilung von Beförderungsbescheinigungen im 
Werkfernverkehr als Ablösung der steuerlichen Lenkungsmaß- 
nahmen vor. 

Die Anpassung der Tarife an die Entwicklung des Marktes ist 
in dem heutigen System administrierter Preise möglich, da die 
Verkehrsträger insbesondere auch im Rahmen bestehender 
Tarifmargen auf Kostensteigerungen und Nachfrageverände- 
rungen am Transportmarkt reagieren können. Ein grundsätz- 
liches Abgehen von administrierten Preisen erscheint nach dem 
gegenwärtigen Stand der mit den Verbänden des Verkehrs und 
der verladenden Wirtschaft sowie der Spedition und den 
Arbeitnehmerorganisationen geführten Diskussion nicht ange- 
zeigt. Die Erörterung der in diesem Zusammenhang aufgewor- 
fenen Probleme auch hinsichtlich der geltenden Tarifbildungs- 
und Genehmigungsvorschriften ist jedoch noch nicht abgeschlos- 
sen. Die Bundesregierung wird zum 30. Juni 1972 über das Er- 
gebnis berichten. 

Einen Rahmen abzustecken, für welche Zeit und in welchem 
Ausmaß verkehrsordnende Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
der Funktionsfähigkeit des Güterverkehrsmarktes noch erfor- 
derlich sein werden, lehnt die Bundesregierung ab. Sie wird 
weitere Schritte zu gegebener Zeit nach sorgfältiger Analyse 
der jeweiligen Situation und in Abstimmung mit der gemein- 
samen Verkehrspolitik der EG vornehmen. 


In Vertretung 

Wittrock 
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